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Richterdienstgesetz; 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
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Das Bundesministerium für Familie, Jugend und Konsu­
mentenschutz beehrt sich in der Anlage seine Stellung­
nahme zu dem vom Bundeskanzleramt ausgesandten Entwurf 
eines Bundesgesetzes, mit dem das Richterdienstgesetz 
(Richterdienstgesetz-Novelle 1986), das Gerichtsorgani­
sationsgesetz und die Reisegebührenvorschrift 1955 ge­
ändert werden, in 25-facher Ausfertigung zu übermitteln. 

Anlage 

4. November 1986 
Für den Bundesminister: 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 
/-~ 

11 ~1--~F , 

Dr. Horak 
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BUNDESMIMSTERIUM FÜR FAMILIE, 
JUGEND UND KONSUMENTENSCHU1Z 

Priisidium 

Zl. 53 0201/39-Pr.1/86 
Richterdienstgesetz; 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Richterdienstgesetz (Richterdienst­
gesetz-Novelle 1986), das Gerichts­
organisationsgesetz und die Reisege­
bührenvorschrift 1955 geändert werden; 
Stellungnahme 

An das 
Bundeskanzleramt 

Ballhausplatz 2 
1014 WIE N 

A-1015 Wien, Himmelpjortgasse 9 
Postfach 10 

Sachbearbeiter: 0 r . Bin der , 
Kl. 1312 

Bezugnehmend auf die da. Note vom 23. September 1986, 
GZ. 921.105/12-II/A/1/86, beehrt sich das Bundesmini­
sterium für Familie, Jugend und Konsumentenschutz zum 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Richterdienst­
gesetz (Richterdienstgesetz-Novelle 1986), das Gerichts­
organisationsgesetz und die Reisegebührenvorschrift 1955 
geändert werden, wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Neuregelung des Aufnahmeverfahrens und der Ausbildung 
für Richteramtsanwärter, insbesondere die Beachtung der 
Gesamtpersönlichkeit des Bewerbers im Aufnahmeverfahren 
sowie die Intensivierung und Verbreitung der Ausbildung 
der Richteramtsanwärter, vor allem durch eine Verbesse­
rung der Kommunikation zwischen den angehenden Richtern 
und Parteien, wird begrüßt. 

Das Bundesministerium für Familie, Jugend und Konsumen­
tenschutz erlaubt sich fOlgende weitere Anregungen zum 
Gesetzesentwurf zu unterbreiten: 

6/SN-284/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)2 von 4

www.parlament.gv.at



- 2 -

Zu § 3 Abs. 2 iVm Abs. 3 

Die genannten Bestimmungen lassen nicht klar erkennen, ob 
der Präsident des Oberlandesgerichtes für jede der zur 
Verfügung stehenden Planstellen einen oder mehrere Auf­
nahmewerber zur Ernennung vorzuschlagen hat. Wenn in den 
Erläuterungen dazu ausdrücklich festgehalten wird, daß 
dem Vorschlag des Präsidenten des Oberlandesgerichtes aus 
verfassungsrechtlichen Gründen keine (rechtliche,' in der 
Praxis jedoch eine faktische) Verbindlichkeit zukommt, 
scheint es geboten, die in Betracht stehende Regelung so 
auszulegen, daß zum Zweck der Effektivität dieser An-' 
ordnung das Vorhandensein ihrer Wirksamkeitsvoraussetzung 
gewährleistet wird (Übereinstimmung von normativer und 
faktischer Wirksamkeit). Deshalb wäre eine ausdrückliche 
Klarsteilung wünschenswert, daß von mehreren Aufnahme­
werbern, bei denen die Eignung für den Richterberuf 
gegeben ist, ein Ernennungsvorschlag zu erstatten ist, in 
dem die (überhaupt) in Frage kommenden Aufnahmewerber 
ihrer Eignung für den Richterberuf entsprechend gereiht 
sind. 

Zu § 9 

Das Bundesministerium für Familie, Jugend und Konsumen­
tenschutz begrüßt die obligatorische Ausbildung der 
Richteramtsanwärter bei einem Rechtsanwalt, Notar und bei 
einer Strafvollzugsanstalt sowie die fakultative Aus­
bildungsmöglichkeit bei einer Dienststelle für Be­
währungshilfe. 

Um die Arbeitsweise bei Polizei- und Gendarmeriedienst­
stellen oder bei Bezirksverwaltungsbehörden (z.B. Jugend­
ämtern) kennenzulernen, scheint eine fakultative Aus-
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bildungsmöglichkeit bei diesen Stellen wünschenswert; 
ejne Ausbildung in diesen Bereichen durch Exkursionen zu 
diesen Einrichtungen, verbunden mit Vorträgen von Ver­
tretern dieser Dienststellen, scheint nicht im erforder­
lichen Maß geeignet, den Richteramtsanwärtern ein reales 
Bild von der Arbeitsweise dieser Behörden zu vermitteln. 

Zu § 14 Abs. 3 

Die Ausweitung der Ausbildung von Richteramtsanwärtern in 
weiteren Fachbereichen wird begrüßt; angeregt wird außer­
dem die Bereitstellung differenzierter und spezifischer 
Ausbildungsanbote in persönlichkeitsnahen Rechtsbe­
reichen, vor allem in Familienrechtssachen im weiteren 
Sinn und in Jugend(straf)sachen; dies aufgrund der Über­
zeugung, daß es für diejenigen Rechtsbereiche, in denen 
durch gerichtliche Anordnungen höchst persönlichkeits­
nahe Interessenbereiche von Menschen berührt werden, be­
sonders ausgebildeter Richter bedarf, deren Fähigkeiten 
über die Kenntnis des Gesetzes weit hinausgehen sollen. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme wurden dem 
Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

4. November 1986 
Für den Bundesminister: 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

1 /f./ 
J' ~-<-q \ 

Dr. Horak 
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